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2 Ausschüsse
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Hinweise für die Vorbereitung: 

A. Die Informationen zum Ablauf werden jeweils doppelseitig kopiert: Ablaufplan und Geschäftsordnung entsprechend der Gesamtzahl aller Mitspieler (auszuteilen gleich zu Anfang), die Anweisungen für die Fraktionssitzungen entsprechend der jeweiligen Fraktionsgröße (auszuteilen zu Beginn der ersten Fraktionssitzung). 

B. Bei den Informationen zum Inhalt wird den Fraktionspositionen (B1 – B5) jeweils B6 – B8 beigelegt. Der gesamte Block wird dann entsprechend der jeweiligen Fraktionsgrößen doppelseitig kopiert und geheftet. Auf jeden Block wird oben jeweils ein Rollenprofil geheftet. Die Unterlagen werden am Ende der Planspieleinführung ausgeteilt (=Rollenvergabe!)

C. Die Materialien werden einseitig genau einmal kopiert und im Verlauf des Planspiels ausgegeben. Sie sind chronologisch geordnet. 

Wehrpflicht - 2 Ausschüsse (WP2)

A. Informationen zum Ablauf

Ablaufplan
A   1

Geschäftsordnung
A   2

KVP 1. Fraktionssitzung
A   3

KVP 2. Fraktionssitzung
A   4

APD 1. Fraktionssitzung
A   5


APD 2. Fraktionssitzung
A   6

LRP 1. Fraktionssitzung
A   7

LRP 2. Fraktionssitzung
A   8

PSG 1. Fraktionssitzung
A   9

PSG 2. Fraktionssitzung
A 10

ÖSP 1. Fraktionssitzung
A 11

ÖSP 2. Fraktionssitzung
A 12

B. Informationen zum Inhalt

KVP Positionen
B   1

APD Positionen
B   2

LRP Positionen
B   3

PSG Positionen
B   4

ÖSP Positionen
B   5

Szenario
B   6

Vorblatt
B   8

Gesetzentwurf
B   9

C. Materialien

Redemanuskript Alterspräsident
C   1

Redemanuskript Erste Lesung
C   2

Berichtsformular mitberatender Ausschuss 
C   3

Berichtsformular federführender Ausschuss
C   4

Änderungsantrag KVP
C   5

Redezettel KVP
C   6

Änderungsantrag APD
C   7

Redezettel APD
C   8

Änderungsantrag LRP
C   9

Redezettel LRP
C 10

Änderungsantrag PSG
C 11

Redezettel PSG
C 12

Änderungsantrag ÖSP
C 13

Redezettel ÖSP
C 14

Redemanuskript Zweite und Dritte Lesung
C 15

Ablaufplan
	Uhrzeit
	Dauer
	Raum
	Handlung
	Aufgaben der TN

	
	20 min
	individuell
	Einlesen
	Einarbeitung in die Rollen

	
	45 min
	Fraktionen
	1. Sitzung
	1. Wahl der/s Fraktions​vorsitzenden

2. Aufteilung auf die verschiedenen Aus​schüsse 

3. Benennung der Aus​schussvorsitzenden

4. Erarbeitung von Leit​linien für die Arbeit in den Aus​schüssen

	
	15 min
	Plenum
	1. Lesung
	1. Konstituierung des Parlaments

2. Einsetzung der Ausschüsse

3. Überweisung des Gesetzentwurfes an die Ausschüsse

	
	60 min
	Ausschüsse
	Beratungen
	Erarbeitung von Stellungnahmen zum Gesetzesvorschlag

· nach 40 min: mitberatender Ausschuss gibt Stellungnahme an federführenden Ausschuss

· nach 60 min: federführender Ausschuss gibt Beschlussempfehlung

	
	30 min
	Fraktionen
	2. Sitzung
	1. Erarbeitung einer gemeinsamen Position zur Beschlussempfehlung

2. Gegebenenfalls Erarbeitung von Änderungsanträgen

3. Beauftragen einer/s Sprecherin/s zur Darstellung der Fraktionsposition in der 2. Lesung

4. Letzte Verhandlungen mit anderen Fraktionen

	
	30 min
	Plenum
	2.&3. Lesung
	Öffentliche Darstellung der Fraktionspositionen; Abstimmung über den Gesetzesvorschlag

· 2. Lesung: 

Die / der Sprecher/in des federführenden Ausschusses stellt die Beschlussempfehlung vor.

Die Sprecher/innen der verschiedenen Fraktionen nehmen zur Gesetzes​vorlage Stellung. 

Die einzelnen Paragraphen der Beschlussempfehlung werden verlesen und mit den eventuell vorliegenden Änderungsanträgen zur Abstimmung gestellt.

· 3. Lesung: 

Der Bundestag stimmt über den Gesetzentwurf als Ganzes mit den evtl. in der zweiten Le​sung beschlossenen Änderungen ab.


Geschäftsordnung 

I. Grundsätzliches
Die Leitung der Gremien des Bundestages übernehmen die von den Abgeordneten nach den untenstehenden Regeln zu bestimmenden Funktionsträger.

Die Bundestagsverwaltung hat die Aufgabe, die Abgeordneten bei ihrer Arbeit zu unterstützen. 

Während der Plenardebatten wird die Redezeit entsprechend der jeweiligen Fraktionsgrößen an die  Fraktionen aufgeteilt. Die Mindestzeit für einen Beitrag beträgt 3 Minuten.  

I. Die Funktionsträger
1. Der Bundestagspräsident

Der Bundestagspräsident repräsentiert den Bundestag als Verfassungsorgan nach außen, leitet die Bundestagsverwaltung und führt den Vorsitz im Plenum. Er hat das protokollarisch höchste Amt nach dem Bundespräsidenten inne. Er wird von der größten Fraktion vorgeschlagen und vom Plenum des Bundestages gewählt. 

Er hat die Aufgabe, die Arbeitsfähigkeit des Bundestages sicherzustellen und dafür zu sorgen, dass die Tagesordnung korrekt abgearbeitet wird.  

Der Bundestagspräsident ist verpflichtet, sein Amt unparteiisch auszuüben und alle Mitglieder des Parlaments, gleich welcher Fraktionszugehörigkeit, gleich und fair zu behandeln. Dies steht nicht in Widerspruch zu seiner Zugehörigkeit zu einer Fraktion. Wie jeder Abgeordnete verfügt er über ein Stimmrecht. 
Solange noch kein Bundestagspräsident gewählt ist, übernimmt der nach Lebensjahren älteste Abgeordnete als Alterspräsident dessen Funktionen. 

2. Die Fraktionsvorsitzenden

Jede Fraktion wählt aus ihrer Mitte eine/n Fraktionsvorsitzende/n. 

Diese/r hat die Aufgabe, dafür zu sorgen, dass die Positionen der jeweiligen Fraktion bestmöglich zum Tragen kommen und dass sich am Ende möglichst viel davon im Ge​setz wieder findet. Dies umfasst insbesondere: 

· die Leitung der Fraktionssitzungen mit dem Ziel, Einvernehmen über Ziele, Strategie und konkretes Handeln herbeizuführen

· die Koordination der fraktionsinternen Vorbereitungen auf die Ausschussarbeit

· die Vertretung der Fraktion nach außen und ggf. notwendige Absprachen mit den Vorsitzenden anderer Fraktionen

3. Die Ausschussvorsitzenden
Die Vorsitzenden werden jeweils von einer Fraktion (entsprechend einer vorherigen Absprache im Ältestenrat) benannt.

Ihre Aufgabe ist es, für geordnete und konstruktive Beratungen in ihrem Ausschuss zu sorgen.

Im Ausschuss gehören die Ausschussvorsitzenden zu den Vertretern ihrer jeweiligen Fraktion, müssen allerdings in ihrer Rolle als Sitzungsleiter alle Ausschussmitglieder fair und gleich behandeln.

Sie wachen über die Einhaltung des Zeitplans, sorgen dafür, dass jede/r in angemessener Weise zur Diskussion beitragen kann und die Darlegungen Ihrer Ausschuss​kolleg/innen in einem vertretbaren zeitlichen Rahmen bleiben. Es steht den Ausschussvorsitzenden zu, störende Mitglieder zur Ordnung zu rufen und nötigenfalls des Saales zu verweisen. 

Die Ausschussvorsitzenden sind verantwortlich dafür, dass zum Ende der Sitzung die Ergebnisse schriftlich festgehalten sind.

	Fraktionsauftrag (1. Sitzung) 
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1.
Personalentscheidungen (ca. 15 Minuten)

· Wählen Sie eine/n Fraktionsvorsitzende/n

· Benennen Sie eine/n Kandidatin/en für das Amt der/s Bundestagspräsidentin/en

· Bestimmen Sie, wer von Ihnen beim Verteidigungs- und wer beim Haushaltsausschuss mitarbeitet. 

· Benennen Sie eine/n Vorsitzende/n für den Haushaltsausschuss.

2.
Absprachen (ca. 30 Minuten)

1. Was wollen wir? Solll das Gesetz beschlossen werden oder nicht?
Muss es verändert werden, damit wir zustimmen können? 

2. Mit welchen Argumenten treten wir für unsere Position ein? 
(Siehe hierzu auch die Fragen für die Arbeitsgruppen weiter unten)

3. Welche Kompromisse sind wir bereit zu machen, um unsere wichtigsten Ziele zu erreichen? 

Je nach Fraktionsgröße kann es sinnvoll sein, für die Vorbereitung der Ausschusssitzungen Arbeitsgruppen zu bilden, um die folgenden Fragen intensiv vorzubereiten. 

In jedem Fall muss der Fraktionsvorsitz dafür Sorge tragen, dass die Fraktionsvertreter in den verschiedenen Ausschüssen keine widersprüchlichen Ziele oder Strategien verfolgen!!!

Verteidigungsausschuss: 

Bedeutet die Abschaffung der Wehrpflicht eine Stärkung oder eine Schwächung der Bundeswehr?

Haushaltsausschuss: 

Wird der Bundeshaushalt durch eine Abschaffung der Wehrpflicht (und damit auch des Zivildienstes) positiv oder negativ beeinflusst?

Bedenken Sie immer: Eine einheitliche Linie macht Sie gemeinsam stark; verschiedene Po​sitionen werden von anderen leicht als Schwäche ausgelegt. Allerdings ist jeder Ihrer Abge​ordneten letztlich nur seinem Gewissen verpflichtet.

	Fraktionsauftrag (2. Sitzung) 
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1. 
Diskutieren Sie unter Leitung des/r Fraktionsvorsitzenden die Beschlussempfehlung des Verteidigungsausschusses an das Plenum.

2. 
Erarbeiten Sie nach Möglichkeit eine gemeinsame Position. Überlegen Sie:

· Falls Sie mit der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses einverstan​den sind:


Stimmen Sie für die Beschlussempfehlung 

und reichen Sie keine Änderungs​anträge ein.

· Falls Sie anders vorgehen möchten, als es der federführende Ausschuss in seiner Beschlussempfehlung vorschlägt: 


Bringen Sie Änderungsanträge zu der Beschlussempfehlung ein. Überlegen Sie, ob Sie, falls Ihre Änderungen abgelehnt werden, dennoch der Beschluss​empfehlung zu​stimmen werden.

Behalten Sie dabei immer im Hinterkopf, dass das Nichtzustandekommen eines neuen Gesetzes den Fortbestand der derzeitigen Rechtslage bedeutet und eine durchaus ernstzunehmende Option sein kann.

3.
Benennen Sie ei​ne/n Redner/in, die / der die Position Ihrer Fraktion in der 2. Lesung im Plenum präsentiert (max. 5 Minuten).

4.
Suchen Sie das Gespräch mit den Abgeordneten anderer Fraktionen und versuchen Sie mit diesen zu verhandeln, um sie für Ihre Position zu gewinnen.

	Fraktionsauftrag (1. Sitzung) 
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1. Personalentscheidungen (ca. 15 Minuten)

· Wählen Sie eine/n Fraktionsvorsitzende/n

· Bestimmen Sie, wer von Ihnen beim Verteidigungs- und wer beim Haushalts-ausschuss mitarbeitet. 

· Benennen Sie eine/n Vorsitzende/n für den Verteidigungsausschuss

2.
Absprachen (ca. 30 Minuten)

1. Was wollen wir? Solll das Gesetz beschlossen werden oder nicht?
Muss es verändert werden, damit wir zustimmen können? 

2. Mit welchen Argumenten treten wir für unsere Position ein? 
(Siehe hierzu auch die Fragen für die Arbeitsgruppen weiter unten)

3. Welche Kompromisse sind wir bereit zu machen, um unsere wichtigsten Ziele zu erreichen? 

Je nach Fraktionsgröße kann es sinnvoll sein, für die Vorbereitung der Ausschusssitzungen Arbeitsgruppen zu bilden, um die folgenden Fragen intensiv vorzubereiten. 

In jedem Fall muss der Fraktionsvorsitz dafür Sorge tragen, dass die Fraktionsvertreter in den verschiedenen Ausschüssen keine widersprüchlichen Ziele oder Strategien verfolgen!!!

Verteidigungsausschuss: 

Bedeutet die Abschaffung der Wehrpflicht eine Stärkung oder eine Schwächung der Bundeswehr?

Haushaltsausschuss: 

Wird der Bundeshaushalt durch eine Abschaffung der Wehrpflicht (und damit auch des Zivildienstes) positiv oder negativ beeinflusst?

Bedenken Sie immer: Eine einheitliche Linie macht Sie gemeinsam stark; verschiedene Po​sitionen werden von anderen leicht als Schwäche ausgelegt. Allerdings ist jeder Ihrer Abge​ordneten letztlich nur seinem Gewissen verpflichtet.

	Fraktionsauftrag (2. Sitzung) 
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1. 
Diskutieren Sie unter Leitung der/s Fraktionsvorsitzenden die Beschlussempfehlung des Verteidigungsausschusses an das Plenum.

2. 
Erarbeiten Sie nach Möglichkeit eine gemeinsame Position. Überlegen Sie:

· Falls Sie mit der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses einverstan​den sind:


Stimmen Sie für die Beschlussempfehlung 

und reichen Sie keine Änderungs​anträge ein.

· Falls Sie anders vorgehen möchten, als es der federführende Ausschuss in seiner Beschlussempfehlung vorschlägt: 


Bringen Sie Änderungsanträge zu der Beschlussempfehlung ein. Überlegen Sie, ob Sie, falls Ihre Änderungen abgelehnt werden, dennoch der Beschluss​empfehlung zu​stimmen werden.

Behalten Sie dabei immer im Hinterkopf, dass das Nichtzustandekommen eines neuen Gesetzes den Fortbestand der derzeitigen Rechtslage bedeutet und eine durchaus ernstzunehmende Option sein kann.

3.
Benennen Sie ei​ne/n Redner/in, die / der die Position Ihrer Fraktion in der 2. Lesung im Plenum präsentiert (max. 5 Minuten).

5. Suchen Sie das Gespräch mit den Abgeordneten anderer Fraktionen und versuchen Sie mit diesen zu verhandeln, um sie für Ihre Position zu gewinnen.

	Fraktionsauftrag (1. Sitzung) 
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1. Personalentscheidungen (ca. 15 Minuten)

· Wählen Sie eine/n Fraktionsvorsitzende/n

· Bestimmen Sie, wer von Ihnen beim Verteidigungs- und wer beim Haushaltsausschuss mitarbeitet. 

2.
Absprachen (ca. 30 Minuten)

1. Was wollen wir? Solll das Gesetz beschlossen werden oder nicht?
Muss es verändert werden, damit wir zustimmen können? 

2. Mit welchen Argumenten treten wir für unsere Position ein? 
(Siehe hierzu auch die Fragen für die Arbeitsgruppen weiter unten)

3. Welche Kompromisse sind wir bereit zu machen, um unsere wichtigsten Ziele zu erreichen? 

Je nach Fraktionsgröße kann es sinnvoll sein, für die Vorbereitung der Ausschusssitzungen Arbeitsgruppen zu bilden, um die folgenden Fragen intensiv vorzubereiten. 

In jedem Fall muss der Fraktionsvorsitz dafür Sorge tragen, dass die Fraktionsvertreter in den verschiedenen Ausschüssen keine widersprüchlichen Ziele oder Strategien verfolgen!!!

Verteidigungsausschuss: 

Bedeutet die Abschaffung der Wehrpflicht eine Stärkung oder eine Schwächung der Bundeswehr?

Haushaltsausschuss: 

Wird der Bundeshaushalt durch eine Abschaffung der Wehrpflicht (und damit auch des Zivildienstes) positiv oder negativ beeinflusst?

Bedenken Sie immer: Eine einheitliche Linie macht Sie gemeinsam stark; verschiedene Po​sitionen werden von anderen leicht als Schwäche ausgelegt. Allerdings ist jeder Ihrer Abge​ordneten letztlich nur seinem Gewissen verpflichtet.

	Fraktionsauftrag (2. Sitzung) 
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1. 
Diskutieren Sie unter Leitung des/r Fraktionsvorsitzenden die Beschlussempfehlung des Verteidigungsausschusses an das Plenum.

2. 
Erarbeiten Sie nach Möglichkeit eine gemeinsame Position. Überlegen Sie:

· Falls Sie mit der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses einverstan​den sind:


Stimmen Sie für die Beschlussempfehlung 

und reichen Sie keine Änderungs​anträge ein.

· Falls Sie anders vorgehen möchten, als es der federführende Ausschuss in seiner Beschlussempfehlung vorschlägt: 


Bringen Sie Änderungsanträge zu der Beschlussempfehlung ein. Überlegen Sie, ob Sie, falls Ihre Änderungen abgelehnt werden, dennoch der Beschluss​empfehlung zu​stimmen werden.

Behalten Sie dabei immer im Hinterkopf, dass das Nichtzustandekommen eines neuen Gesetzes den Fortbestand der derzeitigen Rechtslage bedeutet und eine durchaus ernstzunehmende Option sein kann.

3.
Benennen Sie ei​ne/n Redner/in, die / der die Position Ihrer Fraktion in der 2. Lesung im Plenum präsentiert (max. 3 Minuten).

4.
Suchen Sie das Gespräch mit den Abgeordneten anderer Fraktionen und versuchen Sie mit diesen zu verhandeln, um sie für Ihre Position zu gewinnen.

	Fraktionsauftrag (1. Sitzung) 


	PSG 
Partei der sozialen Gerechtigkeit


1. 
Personalentscheidungen (ca. 15 Minuten)

· Wählen Sie eine/n Fraktionsvorsitzende/n

· Bestimmen Sie, wer von Ihnen beim Verteidigungs- und wer beim Haushalts-ausschuss mitarbeitet. 

2.
Absprachen (ca. 30 Minuten)

1. Was wollen wir? Solll das Gesetz beschlossen werden oder nicht?
Muss es verändert werden, damit wir zustimmen können? 

2. Mit welchen Argumenten treten wir für unsere Position ein? 
(Siehe hierzu auch die Fragen für die Arbeitsgruppen weiter unten)

3. Welche Kompromisse sind wir bereit zu machen, um unsere wichtigsten Ziele zu erreichen? 

Je nach Fraktionsgröße kann es sinnvoll sein, für die Vorbereitung der Ausschusssitzungen Arbeitsgruppen zu bilden, um die folgenden Fragen intensiv vorzubereiten. 

In jedem Fall muss der Fraktionsvorsitz dafür Sorge tragen, dass die Fraktionsvertreter in den verschiedenen Ausschüssen keine widersprüchlichen Ziele oder Strategien verfolgen!!!

Verteidigungsausschuss: 

Bedeutet die Abschaffung der Wehrpflicht eine Stärkung oder eine Schwächung der Bundeswehr?

Haushaltsausschuss: 

Wird der Bundeshaushalt durch eine Abschaffung der Wehrpflicht (und damit auch des Zivildienstes) positiv oder negativ beeinflusst?

Bedenken Sie immer: Eine einheitliche Linie macht Sie gemeinsam stark; verschiedene Po​sitionen werden von anderen leicht als Schwäche ausgelegt. Allerdings ist jeder Ihrer Abge​ordneten letztlich nur seinem Gewissen verpflichtet.

	Fraktionsauftrag (2. Sitzung) 


	PSG 
Partei der sozialen Gerechtigkeit


1. 
Diskutieren Sie unter Leitung des/r Fraktionsvorsitzenden die Beschlussempfehlung des Verteidigungsausschusses an das Plenum.

2. 
Erarbeiten Sie nach Möglichkeit eine gemeinsame Position. Überlegen Sie:

· Falls Sie mit der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses einverstan​den sind:


Stimmen Sie für die Beschlussempfehlung 

und reichen Sie keine Änderungs​anträge ein.

· Falls Sie anders vorgehen möchten, als es der federführende Ausschuss in seiner Beschlussempfehlung vorschlägt: 


Bringen Sie Änderungsanträge zu der Beschlussempfehlung ein. Überlegen Sie, ob Sie, falls Ihre Änderungen abgelehnt werden, dennoch der Beschluss​empfehlung zu​stimmen werden.

Behalten Sie dabei immer im Hinterkopf, dass das Nichtzustandekommen eines neuen Gesetzes den Fortbestand der derzeitigen Rechtslage bedeutet und eine durchaus ernstzunehmende Option sein kann.

3.
Benennen Sie ei​ne/n Redner/in, die / der die Position Ihrer Fraktion in der 2. Lesung im Plenum präsentiert (max. 3 Minuten).

4.
Suchen Sie das Gespräch mit den Abgeordneten anderer Fraktionen und versuchen Sie mit diesen zu verhandeln, um sie für Ihre Position zu gewinnen.

	Fraktionsauftrag (1. Sitzung) 
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1. 
Personalentscheidungen (ca. 15 Minuten)

· Wählen Sie eine/n Fraktionsvorsitzende/n

· Bestimmen Sie, wer von Ihnen beim Verteidigungs- und wer beim Haushaltsausschuss mitarbeitet. 

2.
Absprachen (ca. 30 Minuten)

1. Was wollen wir? Solll das Gesetz beschlossen werden oder nicht?
Muss es verändert werden, damit wir zustimmen können? 

2. Mit welchen Argumenten treten wir für unsere Position ein? 
(Siehe hierzu auch die Fragen für die Arbeitsgruppen weiter unten)

3. Welche Kompromisse sind wir bereit zu machen, um unsere wichtigsten Ziele zu erreichen? 

Je nach Fraktionsgröße kann es sinnvoll sein, für die Vorbereitung der Ausschusssitzungen Arbeitsgruppen zu bilden, um die folgenden Fragen intensiv vorzubereiten. 

In jedem Fall muss der Fraktionsvorsitz dafür Sorge tragen, dass die Fraktionsvertreter in den verschiedenen Ausschüssen keine widersprüchlichen Ziele oder Strategien verfolgen!!!

Verteidigungsausschuss: 

Bedeutet die Abschaffung der Wehrpflicht eine Stärkung oder eine Schwächung der Bundeswehr?

Haushaltsausschuss: 

Wird der Bundeshaushalt durch eine Abschaffung der Wehrpflicht (und damit auch des Zivildienstes) positiv oder negativ beeinflusst?

Bedenken Sie immer: Eine einheitliche Linie macht Sie gemeinsam stark; verschiedene Po​sitionen werden von anderen leicht als Schwäche ausgelegt. Allerdings ist jeder Ihrer Abge​ordneten letztlich nur seinem Gewissen verpflichtet.

	Fraktionsauftrag (2. Sitzung) 
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1. 
Diskutieren Sie unter Leitung des/r Fraktionsvorsitzenden die Beschlussempfehlung des Verteidigungsausschusses an das Plenum.

2. 
Erarbeiten Sie nach Möglichkeit eine gemeinsame Position. Überlegen Sie:

· Falls Sie mit der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses einverstan​den sind:


Stimmen Sie für die Beschlussempfehlung 

und reichen Sie keine Änderungs​anträge ein.

· Falls Sie anders vorgehen möchten, als es der federführende Ausschuss in seiner Beschlussempfehlung vorschlägt: 


Bringen Sie Änderungsanträge zu der Beschlussempfehlung ein. Überlegen Sie, ob Sie, falls Ihre Änderungen abgelehnt werden, dennoch der Beschluss​empfehlung zu​stimmen werden.

Behalten Sie dabei immer im Hinterkopf, dass das Nichtzustandekommen eines neuen Gesetzes den Fortbestand der derzeitigen Rechtslage bedeutet und eine durchaus ernstzunehmende Option sein kann.

3.
Benennen Sie ei​ne/n Redner/in, die / der die Position Ihrer Fraktion in der 2. Lesung im Plenum präsentiert (max. 3 Minuten).

4.
Suchen Sie das Gespräch mit den Abgeordneten anderer Fraktionen und versuchen Sie mit diesen zu verhandeln, um sie für Ihre Position zu gewinnen.

	Positionen der KVP 
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Aus Sicht Ihrer Partei ist die Bundeswehr als Wehrpflichtarmee eine Erfolgsgeschichte und Vorbild für viele Wehr​pflicht​armeen in Europa. Daher lehnen die meisten Mitglieder Ihrer Fraktion den Antrag der LRP ab.

Begründung der KVP-Haltung

Analyse der sicherheitspolitischen Lage: Zur Zeit erscheint die Sicherheitslage in Deutschland entspannt. Dies kann sich aber durchaus wieder ändern. Weiterhin gibt es erhebliche Risiken und Bedrohungen für die Stabilität in Europa. 

Daher vertritt die KVP folgende Positionen:

· Die Wehrpflicht ist tief in unserer Gesellschaft verankert und auch für das 21. Jahrhundert die richtige Wehrform für deutsche Sicherheitsinteressen. 

· Der Schutz von Frieden, Freiheit, Menschenwürde und Recht sind und bleiben die Ange​legenheit und Pflicht aller Bürger. Die Wehrpflicht ist der letzte persönliche Pflichtdienst, den  junge Männer für unser Gemeinwesen erbringen müssen.

· Nur die allgemeine Wehrpflicht gewährleistet die unauflösliche Einbindung der be​waffne​ten Macht in Staat und Gesellschaft. Die Wehrpflicht fördert das Prinzip „Staatsbürger in Uniform“. 

· Die Bundeswehr gewinnt über den Wehrdienst qualifizierten Nachwuchs. Mehr als die Hälfte der Zeit- und Berufssoldaten rekrutiert sich aus den Wehrpflichtigen.

· Nur durch die Wehrpflicht steht eine ausreichende Zahl von Re​servisten zur Verfü​gung, um im Verteidigungsfall das eigene Land oder das Bündnis zu verteidigen. Dies hält  in Friedenszeiten die Zahl der Soldaten gering und spart Kosten. 

· Die Wehrpflicht ermöglicht den schnellen Einsatz starker Verbände bei der Katastro​phen​hilfe. So halfen 1997 beim Oderhochwasser 30.000 Bundeswehrsoldaten.

· Damit schafft die Allgemeine Wehrpflicht Vertrauen nach innen und außen in die Bere​chenbarkeit und Bündnisfähigkeit Deutschlands.

Allerdings unterliegt die Beibehaltung der Wehrpflicht aus Sicht der KVP stets der sicher​heitspoli​tischen Ana​lyse. Sollte sich zeigen, dass Deutschland als Mitglied der NATO, der WEU und der EU auf eine Armee mit der Fähigkeit zur Rekrutierung von Reservisten ver​zichten kann, ist eine grundlegende Debatte über die Beibehaltung der Wehrpflicht nötig.

Abweichende Meinungen

Einige KVP-Politiker plädieren allerdings inzwischen für die Abschaffung der Wehrpflicht. 

Nach anderen Vorschlägen soll die Bundeswehr in eine reine Einsatzarmee aus Berufs- und Zeitsoldaten umgewandelt werden, die für Auslandseinsätze herangezogen werden kann; Wehr​pflichtige sollen nur noch zu einem kurzen Dienst in einer Landesverteidigung heran​gezogen werden. 

Außerdem gibt es Überlegungen, Wehrdienst und Ersatzpflicht zu einer allgemeinen Dienst​pflicht zusammenzufassen, die dann auch Frauen betreffen würde.
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Die allgemeine Wehrpflicht soll nach bisheriger offizieller Linie der APD bestehen bleiben. 

Argumente für die Wehrpflicht sind dabei:

· Das Mischsystem aus Wehrdienstleistenden, Zeit- und Berufssoldaten hat sich über Jahrzehnte bewährt.

· Die Landes- und Bündnisverteidigung ist langfristig zu sichern. Dabei können wir nicht ausschließlich von der aktuellen Sicherheitslage ausgehen.

· Nur die Wehrpflicht drückt den Willen der Bürger einer Demokratie aus, die Verteidigung von Frieden und Freiheit als Aufgabe der gesamten Gesellschaft zu verstehen.

· Ohne Wehrpflicht besteht die Gefahr, dass sich nur noch solche Menschen freiwillig mel​den, die den Streitkräften weniger kritisch gegenüber stehen. 

· Allein die Hälfte der Zeit- und Berufssoldaten kommt von den Wehrdienstleistenden. An​dere Länder Europas, die die Wehrpflicht abgeschafft haben, mussten aus Mangel an Bewerbern die Einstellungsanforderungen an die Rekruten senken. 

· Nur durch die Wehrpflicht steht eine ausreichende Zahl von Reservisten zur Verfügung. Sie hält in Friedenszeiten die Zahl der Soldaten gering und spart Kosten. 

· Die Umstellung auf eine Berufsarmee benötigt eine hohe Anschubfinanzierung. 

· Die Bundeswehr befindet sich gerade im Prozess einer umfassenden Reform. Es macht keinen Sinn, mittendrin die Grundlagen in Frage zu stellen. 
· Eine Abschaffung der Wehrpflicht bedroht zahlreiche Arbeitsplätze an den Standorten der Bundeswehr in allen Teilen Deutschlands. 

Jedoch gibt es zunehmend andere Meinungen. Insbesondere unter den jüngeren Ab​geord​neten sowie in zahlreichen Landes- und Kreisverbänden gibt es den Wunsch nach ei​nem Ende der Wehrpflicht. 

Argumente gegen die Wehrpflicht sind dabei:

· Freiheitsrechte dürfen nur aus schwerwiegenden sicherheitspolitischen Gründen einge​schränkt werden. Nach Ende des Kalten Krieges gibt es solche Gründe nicht mehr. Denn die Wehrpflicht ist nicht mehr erforderlich. Und der Zivildienst war schon immer nur ein Wehrersatzdienst. Der Wunsch nach billigen Pflegekräften darf kein Grund sein, junge Menschen in ihrer freien Lebensgestaltung einzuschränken. 

· Wehrpflichtige spielen schon heute für die tatsächlichen Aufgaben der Bundeswehr prak​tisch keine Rolle mehr.

· Die Wehrpflichtigenarmee wirft hohe Kosten für Verwaltung, Ausbildung, Material und Versorgung auf. Zugleich ist ihr Einsatzwert geringer als der einer Freiwilligenarmee. 

· Andere europäische Länder haben die Wehrpflicht bereits abgeschafft oder ausgesetzt. Sie haben bewiesen, dass es auch ohne Wehrpflicht geht.

· Die Wehrgerechtigkeit kann nicht mehr gewährleistet werden: nur ein Drittel der Wehr​pflichtigen werden noch zur Bundeswehr eingezogen. 

· Angesichts der Knappheit von Arbeitsplätzen ist es nicht sinnvoll, dass Zivil​dienstleis​tende Arbeitsplätze im sozialen Bereich einnehmen.
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Die LRP hat den Gesetzentwurf ins Parlament eingebracht. Sie versucht nun, möglichst viele andere von diesem zu überzeugen. Deutsch​land benötigt Ihrer Meinung nach eine hoch moti​vierte, sehr gut ausgebildete und mit modernsten Waffen ausgerüstete Bundeswehr, die profes​sionell, flexibel und schnell einsetzbar ist. Die traditionelle Armee, die auf Masse setzt, ist dafür nicht mehr das richtige Mittel. 

Die LRP fordert eine Aussetzung der Wehrpflicht, nicht eine Abschaffung. Auf diese Weise kann die Wehrpflicht durch ein einfaches Gesetz wie​der eingeführt werden, falls die Bedrohungslage sich eines Tages wieder verändern würde.

Begründung 

Analyse der sicherheitspolitischen Lage: Die Welt hat sich nach dem Ende des Ost-West-Kon​flikts grundlegend geändert: Die NATO ist jedem möglichen Gegner in konventioneller Hinsicht überlegen, auch ohne Reservisten einberufen zu müssen. Die Verteidigung ist nur noch eine von mehreren Aufgaben der Bundeswehr. Daneben sind Krisenbewältigung, Terrorbekämpfung, Frie​denssicherung sowie humanitäre und Katastro​phenhilfe zentrale Aufgaben der Bundeswehr. 

Daher vertritt die LRP folgende Positionen:

· Sicherheitspolitische Begründung: Die Bundeswehr ist heute für ihre Aufgaben nicht ge​eignet und daher nicht bündnisfähig. Ihr Ansehen ist in Gefahr, nachhaltig beschädigt zu werden. In der gegenwärtigen sicherheitspolitischen Lage werden weniger Soldaten be​nötigt, die eine höhere Einsatzbereitschaft und eine hö​here Qualifikation haben als Wehr​dienstleistende. Eine Berufsarmee ist daher sicher​heitspolitisch effizienter als eine Wehr​pflichtigenarmee. 

· Gesellschaftspolitische Begründung: Es gibt keine Wehr- und Dienstgerechtigkeit mehr. Nur noch jeder vierte junge Mann wird zum Grundwehrdienst herangezogen, weil mehr Wehrpflichtige in der Bundeswehr nicht mehr benötigt werden. Auch nur etwa zwei Drittel der Wehrdienstverweigerer werden zum Ersatzdienst herangezogen, weil es an Stellen für sie mangelt. Eine weitere Reduktion der Wehrpflicht auf 5 Monate würde zu einer mangelhaften Ausbildung der Rekruten führen.

· Finanzpolitische Begründung: Die Wehrdienstleistenden verbrauchen hohe Kosten für Verwaltung, Ausbildung, Material und Versorgung. Weniger Soldaten mit einer höheren Ein​satzbereit​schaft und Qualifikation würden weniger Kosten verursachen. Dies macht notwendige In​vestitionen in Ausrüstung und Bewaffnung möglich. 

· Der Zivildienst darf kein Argument für die Wehrpflicht sein: Es ist unsinnig, dass Unquali​fizierte wichtige Arbeiten verrichten. Würden die Zivis statt dessen früher arbeiten, könnte sich die Gesellschaft mit dem mehr verdienten Geld professionelle Sozialdienste leisten. 

· Ein so tiefer Eingriff in die Freiheit der Bundesbürger wie die Wehrpflicht ist nur legi​tim, wenn es die äußere Sicherheit des Staates nicht anders zulässt. Weder die Verankerung der Streitkräfte in der Gesell​schaft, noch die Notwendigkeit des Zivildienstes, noch Standortfragen, welche von an​deren Fraktionen gerne als Argument genannt werden, rechtfertigen ihn.

· Zahlreiche andere NATO-Länder haben die Wehrpflicht ausgesetzt oder abgeschafft und eine Berufsarmee aufgebaut, weil die Soldaten im Wesentlichen für Einsätze zur Frie​denssicherung, Krisenbewältigung und Hilfe im Ausland benötigt werden.
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Gegen die Wehrpflicht – aber aus anderen Gründen als die LRP

Die PSG setzt sich für die Aussetzung der Wehrpflicht ein. Sie betrachtet diese als einen Zwangsdienst, der freien Menschen nicht würdig ist, und als ein Relikt aus dem vorigen Jahrhundert. 

Im Gegensatz zur LRP, die sich aus wahltaktischen Gründen der Position nach Abschaffung der Wehrpflicht angeschlossen hat, fordert die PGS seit langem, die Weichen für die ersatzlose Abschaffung zu stellen. Große Hoffnungen auf Realisierung haben die Sozialisten allerdings nicht, solange die anderen Fraktionen Kriegsführung als geeignetes Mittel zur Konfliktbereinigung und zur sog. Terrorismusbekämpfung sehen. Im Unterschied zur LRP, die den Gesetzentwurf eingebracht hat, geht es der PSG bei Ihrem Einsatz gegen das Einziehen junger Menschen zum Dienst in der Bundeswehr um Abrüstung, nicht um die Hochrüstung der deutschen Streitkräfte zu einer weltweit einsetzbaren imperialistischen Interventionsarmee. 

Die Frage Wehrpflicht Ja oder Nein ist eine wichtige - aber nicht die zentrale Frage der künftigen deutschen Sicherheitspolitik. Es geht um Grundsätzliches.

Übergeordnetes Ziel: Nichtmilitaristische Sicherheitspolitik

In den Diskussionen innerhalb der anderen Fraktionen ist die Frage der Wehrpflicht umstritten, die grundsätzliche Ausrichtung der Bundeswehr hingegen nicht. Von allen anderen Parteien wird die kampfbereite und weltweit einsetzbare Bundeswehr gewollt, alle anderen wollen in der Lage sein, deutsche Interessen mit Waffengewalt durchzusetzen.

Die PGS will, dass Deutschland durch nichtmilitaristische Aktivitäten zur Sicherheit in der Welt beiträgt. In politischen Krisen muss entschlossen eingeschritten werden, noch bevor es zu gewaltsamen Auseinandersetzungen kommt. In Konfliktfällen muss den Konfliktparteien jeweils eine Perspektive für friedliche Einigungen vor Augen geführt werden. Deutschland darf nicht politische Krisen dazu nutzen, sich in die Angelegenheiten anderer einzumischen und sich mit Gewalt Einfluss in der Welt zu verschaffen. Die Stärke der Bundeswehr mit dem Einfluss deutscher Außenpolitik oder gar der weltweiten Bedeutung Deutschlands zu begründen, ist politisch unakzeptabel und geht in die falsche Richtung.

Forderungen der PSG

Das Grundgesetz sagt ganz klar, dass der Auftrag der Bundeswehr die Landesverteidigung ist. Diese Vorgabe muss wieder ernst genommen werden, die Bundeswehr darf nicht länger zweckentfremdet werden.

Konkret tritt die Partei der sozialen Gerechtigkeit für folgendes ein:

· die Reduzierung der Bundeswehr auf 100.000 Personen, bestehend aus Zeit- und Berufssoldaten, die ausschließlich zur Landesverteidigung eingesetzt werden dürfen;

· der Aufbau freiwilliger und entlohnter sozialer Dienste - statt Zivildienst;

· der Aufbau besonderer, psychologisch geschulter und auf Gewalt gänzlich verzichtender Friedenskräfte („Nonviolent Peaceforces“);

· die Intensivierung der Friedensforschung und den Abbau von Subventionen für die Entwicklung von Waffentechnologie;

· die Einleitung eines europäischen Abrüstungsprozesses auch durch einseitigen Verzicht auf neue Rüstungsprojekte.

Die im Zuge einer Verkleinerung der Bundeswehr einzusparenden Mittel dürfen nicht für Investitionen in immer neues Material verwendet werden. 
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Die ÖSP setzt sich für die Abschaffung der Wehrpflicht sowie eine Modernisierung und Verkleinerung der Bundeswehr ein. Ziel ist eine Freiwilligen- und Berufsarmee mit maximal 200.000 Soldaten. Frauen und Männer sollen gleich berechtigt Zugang haben. 

Als Teil der nötigen Einsparungen im Staatshaushalt soll weniger Geld für die Bundeswehr, aber mehr Geld für Krisenprävention und zivile Konfliktbearbeitung ausgegeben werden. 
Der Zivildienst soll abgeschafft werden. Die Zivis müssen durch Profis ersetzt werden.  Die Kos​ten für den Zivildienst sollen in neue Arbeitsplätze im sozialen Bereich fließen. Zugleich sollen Jugendliche, die sich für ein Freiwilliges Soziales oder ein Freiwilliges Ökologisches Jahr ent​scheiden, künftig finanziell und rechtlich besser abgesichert werden. 
Begründung

Analyse der sicherheitspolitischen Lage: Ein Gutes Jahrzehnt nach der Wende in Mittel- und Osteuropa ist Deutschland nach jeder Richtung von Freunden umgeben. Nicht mehr die Landesverteidigung ist heute die Hauptaufgabe der Bundeswehr, sondern Krisenmanagement und Krisenprävention. Daher vertritt die ÖSP folgende Positionen:

· Die heutigen Anforderungen können durch Wehr​pflichtige nicht erfüllt werden. Wehr​pflichtige dürfen weder gezwun​gen werden, ihr Leben bei einem Auslandseinsatz zu ris​kieren, noch ist es in 9 Monaten möglich, sie für Auslandseinsätze auszubilden. 

· Die Wehrpflicht ist für die Sicherheit der Bundesrepublik nicht mehr unabdingbar. Einen so tiefen Eingriff in die Freiheit junger Bür​ger wie die Wehrpflicht darf der Staat aber nur fordern, wenn die äußere Sicher​heit des Staates ihn wirklich gebietet. 

· Immer mehr Wehrpflichtige müssen weder Wehr- noch Zivildienst leisten. Diese Wehr- und Dienst​ungerechtigkeit ist verfassungswidrig. 

· Seit sich die Bundeswehr für Frauen öffnete, muss unter Berücksichtigung des Gleich​heitsgrundsatzes die Freiwilligkeit des Wehrdienstes auch für Männer gelten. 

· Auch andere Länder in Europa haben die Wehrpflicht ausgesetzt (z.B. Niederlande) oder vollständig abgeschafft (z.B. Frankreich, Spanien).  

· Die Wehrpflicht verursacht hohe Kosten für Verwaltung, Ausbildung, Versorgung und Material. Eine Freiwilligenarmee mit etwa 200.000 Soldaten dagegen wäre zwar pro Kopf teurer, aber insgesamt kostengünstiger und zugleich erheblich leistungsfähiger. 

Zu den Argumenten anderer Fraktionen

Einzige Argumente für die Bundeswehr sind (1) die Rekrutierungsmöglichkeiten, (2) die ge​sellschaftliche Integration der Militärs und (3) die Nützlichkeit des Zivildienstes.

zu 1.  
Die Bundeswehr ist schon seit Jahren eine Freiwilligenarmee mit Wehrpflichtigenan​hang. Nur 4 von 10 Soldaten sind Wehrdienstleistende. 
zu 2. 
Ein Spiegelbild der Gesellschaft sind die Streitkräfte ohnehin nicht mehr. Eine demokrati​sche Kontrolle der Bundeswehr ist mehr als durch den Wehrdienst durch Stärkung der politischen Bildung und der parlamentarischen Kontrolle zu sichern. 
zu 3. 
Der Zivildienst ist ein Ersatzdienst; er war nie ein Pflichtdienst. Pflege sollte durch Profes​sionelle geleistet werden. 

Szenario

Die Fraktion der LRP hat einen Gesetzentwurf in den Bundestag eingebracht, die Wehrpflicht auszusetzen. Ihre Aufgabe als Abgeordnete/r ist es nun, diesen Entwurf zu beraten und dar​über zu entscheiden. 

Die Abgeordneten diskutieren und beraten in ihren Fraktionen, in Ausschüssen und im Ple​num über den Gesetzesvorschlag und mögliche Veränderungen, bevor sie im Plenum ab​stimmen. Sie thematisieren Chancen und Probleme, die mit dem Gesetz​entwurf verbunden sind, und versuchen, ihre Interessen durchzusetzen.

Bei den Beratungen des Bundestages hat der Verteidigungsausschuss die Federfüh​rung. Beratend beteiligt sind der Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und der Hauhaltsausschuss. 

Die Rechtslage

Artikel 12 a im Grundgesetz bestimmt: 

(1) 
Männer können vom vollendeten achtzehnten Lebensjahr an zum Dienst in den Streitkräften, im Bundesgrenzschutz oder in einem Zivilschutzverband verpflich​tet werden.   

(2)
Wer aus Gewissensgründen den Kriegsdienst mit der Waffe verweigert, kann zu einem Ersatzdienst verpflichtet werden. [...]

Dies erlaubt dem Staat prinzipiell, Männer zum militärischen Dienst zu verpflichten. Tatsäch​lich eingeführt wird die Wehrpflicht aber erst durch ein einfa​ches Gesetz. 

Die vorgeschlagene Aussetzung der Wehrpflicht tastet das Grundgesetz nicht an. Verändert wird nur das Gesetz über die Wehrpflicht. Diese Veränderung kann mit einfacher Mehrheit beschlossen werden. Dem Staat bleibt die Möglichkeit, bei Bedarf ein neues Gesetz zu ver​abschieden, das die Wehrpflicht wieder einführt. 

Für eine endgültige Abschaffung der Wehrpflicht, die es dem Staat verbietet, junge Männer einzuziehen, müsste dagegen Art. 12 a aus dem Grundgesetz gestrichen werden. Dem müssten mindestens 2/3 der Abgeordneten zustimmen. 

Die Diskussion über die Wehrpflicht

Auf Grund der veränderten internationalen Lage nach dem Ende des Ost-West-Kon​flikts werden Aufgaben und Struktur der Bundeswehr und damit auch die Wehrpflicht in der Politik und in der Öffentlichkeit diskutiert. 

Die Wehrpflicht besteht in der Bundesrepublik Deutschland seit 1956. Sie wurde in der Zeit des beginnenden Kalten Krieges eingeführt. Zwischen 150.000 und 200.000 Männern pro Jahr leisteten in den folgenden Jahrzehnten Wehrdienst. Die Dauer des Wehrdienstes schwankte: zu Beginn 12 Monate; nach dem Bau der Berliner Mauer manchmal 15, manch​mal 18 Monate. Nach dem Fall der Berliner Mauer ging die Dauer der Wehrpflicht kontinuier​lich zurück auf heute 9 Monate. 

Der Wehrpflicht unterliegen generell alle Männer von 18. bis zum 25. Lebensjahr.  Zur Zeit leistet etwa ein Drittel aller Wehrdienstpflichtigen Wehrdienst, ein Drittel Zivildienst, ein Drittel wird untauglich gemustert oder erhält keine Stelle. Hinzu kommt die Ausnahme von der Wehrpflicht z.B. für dritte Söhne oder Theologen.

Seit einem Urteil des Europäischen Gerichtshofs im Januar 2000 dürfen auch Frauen als Soldatinnen in der Bundeswehr arbeiten, sind aber bis heute nicht wehrpflichtig.
In der heutigen Bundeswehr sind etwa zwei Drittel der Soldaten Freiwillige (Zeit- und Berufs​sol​daten), ein Drittel Wehrpflichtige. Die Zahl der Wehrpflichtigen wurde in den letzten Jah​ren erheblich verringert. Zur Zeit wird sie von 100.000 auf 80.000 gesenkt. 

Zahlreiche Staaten in Europa und in Amerika haben nach dem Ende des Ost-West-Konflikts ihre Armee modernisiert. Das stehende Heer haben sie dabei verkleinert. In diesem Zusam​menhang stellten zahlreiche Staaten in Europa (BeNeLux, Frankreich, Portugal, Spanien, Italien) von einer Wehrpflicht- auf eine Berufsarmee um. 

Die von der Bundesregierung eingesetzte Kommission unter dem ehemaligen Bun​despräsi​denten Richard von Weizsäcker empfahl im Mai 2000, die Bundeswehr wei​ter zu verkleinern, die Zahl der Wehrpflichtigen auf 30.000 Männer mit 10 Monaten Grundwehrdienst zu redu​zieren und die Ausrüstung zu modernisieren. Sie begrün​dete: Deutschland sei in vorherseh​barer Zukunft keiner äußeren Gefährdung durch seine Nachbarn ausgesetzt. Die Landes​verteidigung als Aufgabe der Wehrpflichtigen habe daher weniger Bedeutung als internatio​nale Aufgaben im Bereich der Krisen​vorsorge und Krisenbewältigung. Daher würden weniger Wehrpflichtige, aber besser ausgestattete freiwillige Soldaten benötigt.
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Vorblatt zum Entwurf eines Gesetzes zur Neugestaltung der Bundeswehr
eingebracht von der LRP-Fraktion im Deutschen Bundestag

A. Zielsetzung

Die veränderte sicherheitspolitische Lage in Mitteleuropa sowie die zunehmende Übernahme internationaler Verantwortung durch die Bundeswehr im Rahmen von NATO, Europäischer Union, Westeuropäischer Union und Vereinten Nationen erfor​dern eine kleinere und profes​sionellere Armee.

B. Lösung

Der Gesetzentwurf würde eine Aussetzung der allgemeinen Wehrpflicht nach Artikel 12 a Grundgesetz bewirken. Der Grundgesetzartikel bestimmt in Absatz 1: „Männer können vom vollendeten achtzehnten Lebensjahr an zum Dienst in den Streitkräften, im Bundesgrenz​schutz oder in einem Zivilschutzverband verpflichtet werden“. Diese Bestimmung soll beste​hen bleiben, allerdings soll im Ausführungsgesetz die Mög​lichkeit einer Einberufung ausge​setzt werden.

C. Alternativen

Beibehaltung der getroffenen Bestimmungen

D. Kosten
Durch Reduktion des Bedarfes an Ausbildung und Ausrüstung für Wehrpflichtige so​wie den Abbau der Wehrverwaltung entsteht eine Kostenersparnis für den Bundes​haushalt.  

Der gleichzeitige Wegfall des Zivildienstes erfordert zusätzliche Anpassungen. 

Volkswirtschaftlich entsteht ein positiver Effekt, da die Dienstpflichtigen zukünftig nicht mehr ihre Erwerbsarbeit unterbrechen müssen bzw. diese früher aufnehmen können.

Deutscher Bundestag                                                               

16. Wahlperiode 







Drucksache 16 / 1

Entwurf eines Gesetzes zur

Änderung des Wehrpflichtgesetzes

§ 1
Die Einberufung von Soldaten zum Wehrdienst nach GG Art. 12 a wird ausge​setzt. 

§ 2
Das Wehrpflichtgesetz wird entsprechend geändert.
Parlamentseröffnung 
durch die Alterspräsidentin / den Alterspräsidenten 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,

die Bundestagsverwaltung hat mich informiert, dass ich die / der älteste Abgeordnete des Deutschen Bundestages bin. Der guten Ordnung halber möchte ich fragen, ob jemand unter den Anwesenden älter als 75 Jahre ist? Dies scheint nicht der Fall zu sein.

Damit erkläre ich die konstituierende Sitzung für eröffnet. 

Ich freue mich, dass Sie alle erschienen sind. Die Fraktionen haben heute ja bereits alle ge​tagt. 

Nachdem dort neue Fraktionsvorsitzende gewählt wurden, möchte ich Ihnen kurz diejenigen vorstellen, die sich bereit gefunden haben, diese Aufgabe zu übernehmen. Ich bitte die jeweils genannten Kolleginnen und Kollegen, kurz aufzustehen, damit alle sie sehen können. 

1. Die Fraktion der KVP wird geführt von 
____________________

2. Die Fraktion der APD wird geführt von 
____________________

3. Die Fraktion der LRP wird geführt von 
____________________

4. Die Fraktion der PSG wird geführt von 
____________________

5. Die Fraktion der ÖSP wird geführt von 
____________________ 

Ich wünsche den genannten Kolleginnen und Kollegen eine glückliche Hand und viel Erfolg!

Lassen Sie uns nun eine Präsidentin / einen Präsidenten wählen.

Gemäß parlamentarischer Tradition steht es der größten Fraktion zu, eine Kandidatin oder einen Kandidaten für dieses Amt zu benennen. 

Als Vorsitzende/n der KVP-Fraktion bitte ich Frau / Herr ______________________ um den Vorschlag 

(...)

Wer stimmt der Wahl zu?

Gegenstimmen?

Enthaltungen?

Ich stelle fest, dass die / der Abgeordnete _______________________ zur Präsidentin / zum Präsi​denten gewählt ist. Nehmen Sie die Wahl an?     

(Gratulation)

Damit übergebe ich den Vorsitz an unsere neue Präsidentin / unseren neuen Präsidenten.

Begrüßung und Sitzungsleitung der Ersten Lesung

(Begrüßung)

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ich möchte Sie herzlich zur ersten Arbeitssitzung des Bundestages begrüßen. Wir wollen uns heute mit einem Gesetzentwurf der LRP-Fraktion befassen.

(Mitteilungen über Ausschüsse)

Zuvor möchte ich Ihnen jedoch noch einige Mitteilungen machen:

Entsprechend der Zuständigkeitsbereiche von Bundesministerien legt die Geschäftsordnung des Bundestages fest, dass es einen Verteidigungsausschuss, und einen Haushalts-ausschuss geben soll. 

Gemäß Absprache zwischen den Fraktionen fällt der Vorsitz im Verteidigungsausschuss an die APD-Fraktion. Diese hat als Vorsitzende/n die Abgeordnete / den Abgeordneten

_______________________ benannt. 

Der Vorsitz im Haushaltsausschuss fällt an die KVP-Frak​tion. Diese hat als Vorsitzende/n die Abgeordnete / den Abgeordneten

_______________________ benannt. 

Ich beglückwünsche die neuen Vorsitzenden und hoffe auf gute Zusammenarbeit.

(Erste Lesung des Gesetzentwurfes)

Nun kommen wir zum zweiten Punkt unserer heutigen Tagesordnung:

„Erste Lesung des von der LRP-Fraktion eingebrachten Gesetzes zur Aussetzung der Wehrpflicht.“

Nach Anhörung der verschiedenen Ausschüsse und Fraktionen sieht der Ältestenrat vor, dass der Verteidigungsausschuss die Federführung übernehmen, gleichzeitig aber auch der Haushaltsausschuss befasst wer​den sollen. Weiterhin schlägt der Ältestenrat eine Überweisung an die Ausschüsse ohne vorherige Aussprache im Plenum vor. 

Hierzu sehe ich keinen Widerspruch. Damit ist dies beschlossen.

Hiermit schließe ich die erste Lesung eines Gesetzes zur Aussetzung der Wehrpflicht.

(Sitzungsende)

Ich danke Ihnen für die gute Zusammenarbeit und wünsche Ihnen fruchtbare Arbeit in den Ausschüssen.
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Ausschussberatung des Entwurfes eines Gesetzes zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

Bericht des Haushaltsausschusses an den Verteidigungsausschuss

Der Haushaltsausschuss vertritt in Bezug auf das oben genannte Gesetz folgende Position: 

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	


Mit kollegialen Grüßen: _____________________

(Ausschussvorsitzende/r)

Deutscher Bundestag 
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16. Wahlperiode                                                             

Ausschussberatung des Entwurfes eines Gesetzes zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

Beschlussempfehlung des Verteidigungsausschusses

Der Verteidigungsausschuss hat sich mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Wehr​pflichtgesetzes befasst. 

Unter Berücksichtigung der Arbeitsergebnisse des mitberatenden Ausschusses schlagen wir vor, der Bundestag wolle beschließen:

O den Gesetzesvorschlag abzulehnen und die bisherige Rechtslage beizubehalten
O den Gesetzvorschlag in der folgenden Fassung anzunehmen:
§ 1 
(Wortlaut der ursprünglichen Entwurfes: 

„Die Einberufung von Soldaten zum Wehrdienst nach GG Art. 12 a wird ausgesetzt.“)
____________________________________________________________________

____________________________________________________________________

§ 2
(Wortlaut des ursprünglichen Entwurfes:

 
„Das Wehrpflichtgesetz wird entsprechend geändert..“) 

____________________________________________________________________

____________________________________________________________________

§ 3 
 ____________________________________________________________________

____________________________________________________________________

§ 4
_____________________________________________________________________

____________________________________________________________________

	Beschlossen mit

Zustimmung: ____ Pers.         Ablehnung:    ____ Pers.         Enthaltung:    ____ Pers.




Mit kollegialen Grüßen: _____________________


(Ausschussvorsitzende/r)
	Änderungsantrag
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16. Wahlperiode                                                             

Die Fraktion der KVP beantragt, 

die Beschlussempfehlung des Verteidigungsausschusses wie folgt zu verändern:

§  1.   
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

§  2. 
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

§ 3.
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

§ 4.
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

Mit kollegialen Grüßen: ______________________


(Fraktionsvorsitzende/r)
	Hinweise: 

Bitte formulieren Sie den gewünschten Gesetzestext kurz und präzise.

Geben Sie bei mehreren Änderungen außerdem an, ob Sie diese einzeln oder als Paket zur Abstimmung stellen wollen.


	Redemanuskript
	[image: image14.png]KVP







Sie haben eine Redezeit von 5 Minuten!

Frau Präsidentin / Herr Präsident, meine Damen und Herren, 

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

	Änderungsantrag
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16. Wahlperiode                                                             

Die Fraktion der APD beantragt, 

die Beschlussempfehlung des Verteidigungsausschusses wie folgt zu verändern:

§  1.   
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

§ 2. 
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

§ 3.
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

§ 4.
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

Mit kollegialen Grüßen: ______________________


(Fraktionsvorsitzende/r)
	Hinweise: 

Bitte formulieren Sie den gewünschten Gesetzestext kurz und präzise.

Geben Sie bei mehreren Änderungen außerdem an, ob Sie diese einzeln oder als Paket zur Abstimmung stellen wollen.


	Redemanuskript
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Sie haben eine Redezeit von 5 Minuten!

Frau Präsidentin / Herr Präsident, meine Damen und Herren, 

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

	Änderungsantrag
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16. Wahlperiode                                                             

Die Fraktion der LRP beantragt, 

die Beschlussempfehlung des Verteidigungsausschusses wie folgt zu verändern:

§  1.   
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

§ 2. 
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

§ 3.
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

§ 4.
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

Mit kollegialen Grüßen: _____________________


   (Fraktionsvorsitzende/r)
	Hinweise: 

Bitte formulieren Sie den gewünschten Gesetzestext kurz und präzise. 

Geben Sie bei mehreren Änderungen außerdem an, ob Sie diese einzeln oder als Paket zur Abstimmung stellen wollen.




	Redemanuskript 


	[image: image18.png]





Sie haben eine Redezeit von 3 Minuten!

Frau Präsidentin / Herr Präsident, meine Damen und Herren, 

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

	Änderungsantrag
	PSG 

Partei der sozialen Gerechtigkeit
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16. Wahlperiode                                                             

Die Fraktion der PSG beantragt, 

die Beschlussempfehlung des Verteidigungsausschusses wie folgt zu verändern:

§  1.   
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

§ 2. 
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

§ 3.
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

§ 4.
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

Mit kollegialen Grüßen: ______________________


(Fraktionsvorsitzende/r)
	Hinweise: 

Bitte formulieren Sie den gewünschten Gesetzestext kurz und präzise.

Geben Sie bei mehreren Änderungen außerdem an, ob Sie diese einzeln oder als Paket zur Abstimmung stellen wollen.


	Redemanuskript 


	PSG 
Partei der sozialen Gerechtigkeit


Sie haben eine Redezeit von 3 Minuten!

Frau Präsidentin / Herr Präsident, meine Damen und Herren, 

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

	Änderungsantrag
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16. Wahlperiode                                                             

Die Fraktion der ÖSP beantragt, 

die Beschlussempfehlung des Verteidigungsausschusses wie folgt zu verändern:

§  1.   
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

§ 2. 
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

§ 3.
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

§ 4.
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

Mit kollegialen Grüßen: ______________________


(Fraktionsvorsitzende/r)
	Hinweise: 

Bitte formulieren Sie den gewünschten Gesetzestext kurz und präzise.

Geben Sie bei mehreren Änderungen außerdem an, ob Sie diese einzeln oder als Paket zur Abstimmung stellen wollen.


	Redemanuskript 


	[image: image20.png]





Sie haben eine Redezeit von 3 Minuten!

Frau Präsidentin / Herr Präsident, meine Damen und Herren, 

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!
Sitzungsleitung der Zweiten und Dritten Lesung

(Begrüßung)

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich begrüße Sie zu unserer Plenardebatte.

Aufrufen möchte ich den Tagesordnungspunkt 1: Zweite Lesung des von der LRP-Fraktion ein​gebrachten Entwurfes eines Gesetzes zur  Aussetzung der Wehrpflicht. 

(Vorstellung der Beschlussempfehlung)

Ich bitte den / die Abgeordnete/n ________________________ uns als Berichterstatter/in des Verteidigungsausschusses dessen Beschlussempfehlung vorzutragen:

(...)

(Aussprache)

Ich bitte die einzelnen Fraktionen zur Aussprache über diesen Gesetzesentwurf. 

Auf Vorschlag des Ältestenrates kommt den Fraktionen der KVP und der APD eine Redezeit von 5 Minuten, denen der LRP, PSG und ÖSP eine Redezeit von 3 Minuten zu. 

Für die Fraktion der KVP spricht die / der Abgeordnete ________________________
(...)

Für die Fraktion der LRP  spricht die / der Abgeordnete ________________________
(...)

Für die Fraktion der APD spricht die / der Abgeordnete ________________________
(...)

Für die Fraktion der PSG spricht die / der Abgeordnete ________________________
(...)

Für die Fraktion der ÖSP spricht die / der Abgeordnete ________________________
(...)

(Abstimmung über Änderungsanträge – falls vorliegend)

Ich werde jetzt nacheinander die vorliegenden Änderungsanträge zur Abstimmung stellen. 

1. Änderungsantrag der Fraktion der ________ 

Diejenigen, die diesen Änderungsantrag unterstützen, bitte ich um das Handzeichen: 

Wer ist dafür? – dagegen? – Wer enthält sich? 

2. Änderungsantrag der Fraktion der ________ 

Diejenigen, die diesen Änderungsantrag unterstützen, bitte ich um das Handzeichen: 

Wer ist dafür? – Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? 

u.s.w.

(Abstimmung über die Beschlussempfehlung)

Wer der Empfehlung des federführenden Ausschusses (unter Berücksichtigung der gerade beschlossenen Änderungen) zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. 

Wer ist dafür? – Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? 

VARIANTE 1:

(Falls das Gesetz  in der zweiten Lesung abgelehnt wurde, endet hier die Sitzung)
Meine Damen und Herren, 

damit ist der Gesetzentwurf in der 2. Lesung gescheitert, die 3. Lesung entfällt. 

Ich möchte mich bei Ihnen allen für die aktive Teilnahme und konstruktive Mitarbeit bedan​ken und erkläre das Planspiel für beendet.

VARIANTE 2:

(Falls das Gesetz in der zweiten Lesung angenommen wurde, folgt unmittelbar die dritte Lesung)
Sehr geehrte Damen und Herren,

damit kommen wir zum letzten Tagesordnungspunkt: 3. Lesung des von der LRP-Fraktion eingebrachten Gesetzes zur  Aussetzung der Wehrpflicht. 

(Verlesung)

Der vorliegende Gesetzesentwurf, wie er aus der 2. Lesung hervor ging, ist Ihnen bekannt. 

(Schlussabstimmung des Gesetzgebungsprozesses)

Wir kommen nun zur Schlussabstimmung:

Ich bittte die jeweils aufgerufenen, aufzustehen. 

Wer stimmt dem Gesetz in der vorliegenden Form zu? 


Bitte setzen Sie sich wieder.

Wer stimmt gegen das Gesetz?


Bitte nehmen auch Sie Platz.

Wer enthält sich der Stimme? 


Herzlichen Dank!

Damit ist der Gesetzentwurf angenommen / gescheitert.

(Sitzungsende)

Meine Damen und Herren, 

ich möchte mich bei Ihnen allen für die aktive Teilnahme und konstruktive Mitarbeit bedan​ken und erkläre das Planspiel für beendet.


